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Solidarische Bürgerversicherung
Mit dem Umbau zur Bürgerversicherung muss jetzt be-

gonnen werden, denn tendenziell laufen die Ausgaben 

den Einnahmen davon. Wenn das System nicht verän-

dert wird, ist zu befürchten, dass die Versicherten mit-

telfristig mit Zusatzbeiträgen belastet werden.

Die Schieflage bei der Finanzierung wächst. Inzwischen 

tragen Arbeitnehmer 60 % und Arbeitgeber 40 % der 

Mittel. Mit dem Einfrieren des Arbeitgeberbeitrags, dem 

Sonder- und Zusatzbeitrag für Versicherte hat die Politik 

das Solidarsystem geschädigt. 

Die solidarische Bürgerversicherung schließt Gerechtig-

keitslücken und macht die Finanzierung zukunftsfest.

Die IG Metall will die soziale Kranken- und Pflegeversi-

cherung (GKV, PV) stärken. Die solidarische Bürgerver-

sicherung würde die paritätische Finanzierung wieder 

herstellen, die Finanzierungsbasis erweitern und den 

Steueranteil verlässlich regeln. 

Die Beitragsbemessungsgrenze soll in einem ersten 

Schritt auf das Niveau der Rentenversicherung angeho-

ben werden. Zudem diskutiert die IG Metall, ob und wie 

weitere Einkommensarten zur Erhebung von Beiträgen 

herangezogen werden können.

Im Unterschied zu anderen Kon-

zepten will die IG Metall eine Ver-

sicherungspflicht für alle in der 

gesetzlichen Sozialversicherung. 

Das Tätigkeitsfeld der privaten 

Krankenversicherungen (PKV) 

würde auf Zusatzleistungen be-

schränkt. Das öffentlich-recht-

liche Sozialsystem sichert eine 

hochwertige Versorgung. Das un-

sinnige Nebeneinander von GKV 

und PKV würde beendet. 

Das ist gerecht: Alle sind in einem System versichert, alle zahlen den gleichen Anteil vom Einkommen, alle werden 

gleich gut versorgt. Das will die IG Metall mit ihrem Bürgerversicherungskonzept. Auch die Oppositionsparteien 

fordern eine Bürgerversicherung. Doch die Modelle unterscheiden sich zum Teil erheblich.  

Wahlaussagen der Parteien zu wesentlichen Forderungen der IG Metall

Bürgerversicherung ja, aber welche?

Besseres Leistungsspektrum in der Pflege
Auch bei der Pflege besteht großer Handlungsbedarf. 

Der Umbau zur Bürgerversicherung muss einhergehen 

mit einer erweiterten Definition von Pflegebedürftig-

keit, so dass z. B. auch Demenzkranke gleichberechtigt 

Leistungen erhalten. Um Pflegebedürftige besser ab-

zusichern und Sozialhilfe zu vermeiden, muss das Leis-

tungsniveau angehoben werden. 

Welche zentrale Bedeutung das Thema „Soziales“ für 

die Menschen hat, zeigt die Beschäftigtenumfrage der 

IG Metall vom Juni 2013: 97 % halten die Stärkung der 

sozialen Sicherungssysteme für (sehr) wichtig. 
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Quelle: IG Metall Beschäftigtenbefragung 2013
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Regulierung der Finanzmärkte und Besteuerung von 
Finanztransaktionen

Mehr Verteilungsgerechtigkeit durch eine stärkere 
Besteuerung hoher Einkommen, hoher Vermögen und 
großer Erbschaften

Erhalt und Stärkung der sozialen Sicherungssysteme 
(Rente, Pflege, Gesundheit, Arbeitslosenversicherung)

Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern

Gleiche Bildungschancen unabhängig von Herkunft und 
Einkommen der Eltern

Ein ökologisch und sozial nachhaltiges Wachstum

Eine solidarische Krisenbewältigung in Europa
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„
„Die solidarische 
Bürgerversicherung 
sichert eine gerech-
te und nachhaltige 
Finanzierung.“

Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der  
IG Metall

Das Konzept beinhaltet die paritätische Finanzierung, 

die Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze und 

Beiträge auf alle Einkommensarten. 

Pflegeversicherung
Alle im Bundestag vertretenen Parteien sprechen 

sich für die Einführung eines neuen Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs aus. CDU/CSU und FDP setzen auf 

Eigenvorsorge, die Union spricht sich für eine „mo-

derate Beitragserhöhung“ in der Pflegeversicherung 

aus. Die oppositionsparteien fordern die Einführung 

einer „Bürgerversicherung Pflege“. Die Linke hält zu-

dem eine Anhebung der Leistungen für erforderlich.

Fazit
Die solidarische Bürgerversicherung ist zentrales An-

liegen der IG Metall. Erfreulich, dass auch die drei 

Oppositionsparteien diesen Ansatz teilen. Ein Knack-

punkt ist jedoch die Rolle der PKV. Die Konzepte von 

SPD und Grünen wollen die PKV in die Bürgerversi-

cherung integrieren. Dabei besteht die Gefahr, dass 

private Versicherer gesetzliche Kassen kaputt kon-

kurrieren. Am Ende droht die Privatisierung der Kas-

senlandschaft. Bisher will einzig die Linke ein GKV-

Modell, ohne Beteiligung der PKV. 

Auch die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 

ist ein wichtiger Schritt für eine gerechte und nach-

haltig Finanzierung. Während Grüne und Linke die 

Beitragsbemessungsgrenze an- bzw. aufheben wol-

len, hält die SPD an der jetzigen Grenze fest. Ein-

kommensanteile oberhalb der jetzigen Grenze von 

3.937,50 € brutto monatlich blieben somit beitrags-

frei.  Bemerkenswert ist die Vorsicht bei Union und 

FDP, die sich aus wahltaktischen Gründen nicht trau-

en, ihr unsoziales Kopfpauschalen-Modell offensiv 

zu vertreten. Übereinstimmend sehen die Parteien 

Handlungsbedarf bei der Pflege. Union und FDP sind 

hier jedoch unglaubwürdig, denn seit 2009 liegt ein 

Konzept vor, das nicht umgesetzt wurde.

Die solidarische gesetzliche Bürgerversicherung bie-

tet eine soziale Perspektive. Dafür streitet die IG Me-

tall – vor und nach der Bundestagswahl.

Das wollen die Parteien
Krankenversicherung
Die Unionsparteien und die FDP, bisher Verfechter ei-

ner Kopfpauschale, äußern sich auffällig zurückhaltend. 

Aber sie stellen den Weg in ein „Prämienmodell“ und den 

Bruch der paritätischen Finanzierung nicht infrage.

CDU/CSU wollen die private Krankenversicherung erhal-

ten, die FDP will sie gar „zukunftsfest“ machen. 

Alle oppositionsparteien fordern die Bürgerversiche-

rung, allerdings unterscheiden sich die Konzepte zum 

Teil erheblich. Die SPD will sie als öffentlich-rechtliches 

System bei „Teilnahme aller Kassen“. Diese Formulie-

rung schließt die privaten Kassen ein, wie aus Partei-

beschlüssen hervorgeht. 

Die „tatsächliche“ Parität soll wieder hergestellt wer-

den. Gemeint ist: Arbeitgeber zahlen nicht den hälftigen 

Beitragssatz, sondern einen eigenständigen Beitrags-

satz auf die gesamte Lohnsumme. Im Ergebnis sollen 

Arbeitgeber und Versicherte das gleiche Beitragsvolu-

men aufbringen. Die Beitragsbemessungsgrenze will 

die SPD nicht anheben. Der Steuerzuschuss soll anstei-

gen, finanziert aus Abgaben auf Kapitalerträge. 

Auch die „Grüne Bürgerversicherung“ soll von gesetz-

lichen und privaten Kassen angeboten werden. Bünd-

nis 90/Die Grünen wollen die Parität wieder herstellen 

und die Zuzahlungen abschaffen. Die Beitragsbemes-

sungsgrenze soll auf das Niveau der Rentenversiche-

rung steigen, alle Einkommensarten sollen zur Finan-

zierung beitragen. 

Bei der solidarischen Bürgerinnen- und Bürgerversiche-

rung der Linken wären private Kassen ausgeschlossen. 

Quelle: IG Metall Vorstand, Funktionsbereich Sozialpolitik
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Gesundheit und Pflege:  
Was meinen die Parteien zu den  
wesentlichen Forderungen der IG Metall? 
Eine Übersicht kann abgerufen werden:

Gesundheit und Pflege: Das meinen die Parteien zu wesentlichen Forderungen der IG Metall

   Zustimmung    Zum Teil Zustimmung    Ablehnung 

Die IG Metall fordert... CDU / CSU SPD FDP DIE LINKE BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN

Weiterentwicklung der GKV zur 

Bürgerversicherung; Beschränkung 

der PKV auf Zusatzleistungen.

CDU/CSU lehnen eine staatliche 

Einheitsversicherung ab. Die PKV soll 

erhalten bleiben.

Bürgerversicherung als öffentlich-

rechtliches System bei »Teilnahme  

aller Kassen« (PKV?).

Kopfpauschale und Abkoppelung von 

den Löhnen war richtig; PKV »zu-

kunftsfest« machen. 

Solidarische Bürgerinnen- und Bür-

gerversicherung; PKV soll nur noch 

Zusatzleistungen anbieten.

Grüne Bürgerversicherung, auch 

die PKV soll die Bürgerversicherung 

anbieten können.

Wiederherstellung der realen 

Parität! Keine Selbstbeteiligung, 

Sonder- oder Zusatzbeiträge für 

Versicherte.

Der Weg in ein Prämienmodell 

(Kopfpauschale) mit eingefrorenem 

Arbeitgeberbeitrag wird  

nicht in Frage gestellt.

Wiederherstellung der »tatsächli-

chen« Parität, Zusatz- und Sonderbei-

träge fallen weg.

Keine Aussage. Einen Arbeitgeber-

beitrag soll es nach dem FDP-Modell 

nicht mehr geben. 

Wiederherstellung der Parität; Ab-

schaffung aller Zuzahlungen.

Wiederherstellung der Parität,  

Zuzahlungen werden abgeschafft.

Erhöhung der Beitragsbemes-

sungsgrenze im 1. Schritt auf 

Niveau der Rentenversicherung, 

Prüfung der Einbeziehung  

weiterer Einkommensarten.

Eine Kopfpauschale ist grundsätzlich 

einkommensunabhängig.

Die SPD will die BBG beibehalten. 

Weitere Einkommensarten sollen 

durch eine ansteigende Steuer- 

finanzierung beteiligt werden. 

Eine Kopfpauschale ist grundsätzlich 

einkommensunabhängig.

Aufhebung der BBG; Beiträge auf  

alle Einkommensarten.

Anhebung der BBG auf Niveau der 

Rentenversicherung, alle Einkom-

mensarten heranziehen.

Erweiterung des Pflegebedürf- 

tigkeitsbegriffs (Demenz ein- 

beziehen). 

CDU / CSU sind für einen neuen Pfle-

gebedürftigkeitsbegriff.

Einführung eines neuen Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs.

Die FDP ist für einen neuen Pflegebe-

dürftigkeitsbegriff.

Umsetzung des neuen Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs.

Einführung eines neuen Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs. 

Ausbau zur Bürger-Pflegever-

sicherung und Anhebung des 

Leistungsniveaus.

Moderate Beitragserhöhung,  

ergänzend kapitalgedeckte  

Eigenvorsorge als Pflicht.

Einführung einer Bürgerversicherung 

Pflege.

Die FDP will mehr Eigenvorsorge. Bürgerversicherung Pflege;  

Leistungen anheben. 

Einführung einer Bürgerversicherung 

Pflege. 

Einführung eines Pflegegelds  

für pflegende Angehörige.

Rentenrechtliche Besserstellung  

bei Pflege von zwei oder  

mehr Pflegebedürftigen.

Flexible Pflegezeit bis zu 6 Monaten 

mit Lohnersatzleistung.

Teilzeitmodelle und Freistellungsjahre. 6-wöchige Pflegezeit, Lohnersatzleis-

tung in Höhe des ALG  I.

3-monatige Pflegezeit, 50% des 

Nettolohns als Lohnersatz- 

leistung.

Stärkung der sozialen Selbstver- 

waltung, Erhalt der »Friedens-

wahl«.

Keine Aussage. Führende Vertreter 

wollen die „Friedenswahl“  

abschaffen.

Stärkung der Sozialpartnerschaft und  

ihrer Institutionen.

Die FDP will »Einheitslisten« abschaf-

fen.

Die Linke will die soziale Selbstver-

waltung stärken. 

Stärkung der Patientenvertreter.

Quellen: CDU/CSU-Regierungsprogramm 2013-2017, CDU / CSU Beschlüsse, Positionen, Grundsatzprogramm; SPD Regierungsprogramm, Beschluss des Parteivorstandes 

zu Bürgerversicherung; Bündnis 90 / Die Grünen Wahlprogramm, Fraktionsbeschluss Pflegezeitgesetz; FDP Bürgerprogramm 2013; Die Linke Wahlprogramm, Antrag 

Bezahlte Pflegezeit einführen – Organisation der Pflege sicherstellen
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